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TOP 5 der Tagesordnung: Beschlussempfehlung zu den geplanten Änderungen KitaFöG 

 

Beschluss 

 

Stellungnahme des Landesjugendhilfeausschusses des Landes Berlins zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege (KitaFöG) 

 

Der Landesjugendhilfeausschuss des Landes Berlins (LJHA) bedankt sich für die Möglichkeit der 
Anhörung im Zusammenhang der Gesetzesänderung.  

Im Folgenden möchte der LJHA zu drei Punkten der Gesetzesänderungen Stellung beziehen:  

- Personalschlüsselverbesserung für 0-2Jährige 

- Einführung eines Willkommensgutscheins 

- Umstellung der Zuschlagsfinanzierung 

 

Personalschlüsselverbesserung für 0-2Jährige 

Der LJHA begrüßt die im Entwurf der Änderung des KitaFöG vorgesehene 
Personalschlüsselverbesserung für 0-2jährige Kinder. Berlin schließt damit eine Lücke zum 
bundesweiten qualitativen Durchschnitt und schafft zugleich die Voraussetzung dafür, dass die in der 
Vergangenheit in gemeinsamer Kraftanstrengung des Landes Berlins und der Freien Träger 
ausgebildeten Fachkräfte trotz des angezeigten Geburtenrückgangs weiter in den Kitas beschäftigt 
werden können und damit im Kita-System verbleiben. Die Geburtenzahlen in Berlin sind seit dem 
Jahr 2022 unerwartet stark eingebrochen. Für 2028 sind etwa 16.000 Kitakinder weniger zu erwarten 
als im Jahr 2023. Infolge der strikt belegungsgebundenen Berliner Kitafinanzierung wären damit auch 
die Stellen von ca. 3000 ErzieherInnen gefährdet. Die angedachte Personalschlüsselverbesserung um 
1 Kind/ErzieherIin für die 0-2jährigen Kinder könnte diese Fachkräfte für den Kitabereich sichern. 
Gleichzeitig würde Berlin damit die aktuelle Schlechterstellung in Bezug auf die bundesweite 
Personalausstattung in diesem Altersbereich beseitigen. Gerade die 0-2jährigen Kinder brauchen 
eine stabile Bindung an die Betreuungspersonen in ihrer Kita, wofür die Schlüsselverbesserung einen 
wichtigen Beitrag leistet.  

 

Einführung eines Willkommensgutscheins 



Der LJHA begrüßt besonders die im Gesetzesentwurf vorgesehene antragslose Zusendung eines 
Willkommensgutscheins an alle Kinder, die zu ihrem 3. Geburtstag noch keine Kita oder 
Kindertagespflege besuchen und verbindet damit die Hoffnung, dass sich der Kitazugang für alle 
Kinder erleichtert. Noch immer kommen nicht alle Kinder in den Kindertagesstätten oder der 
Kindertagespflege an. Ein vereinfachter Zugang zur Kindertagesbetreuung ist unbedingt zu 
unterstützen. Denn Kindertagesstätte und Kindertagespflege dienen als erste Station institutioneller 
Bildung der Integration in die Gesellschaft. Sie fördert neben einzelnen frühkindlichen 
Bildungsbereichen, wie sprachliche, naturwissenschaftliche Bildung, insbesondere in Vorbereitung 
auf die Schule, auch soziales Lernen.   

Die Nicht-Kita-Kinder weisen seit Jahren einen sehr hohen Anteil von Kindern mit Sprachförderbedarf 
auf (ca. 80%). Diese Kinder haben einen absehbar schweren Start in der Schule. Gleichzeitig weist die 
Einschulungsuntersuchung seit langem eine stabile Korrelation eines langfristigen Kitabesuchs mit 
einer guten sprachlichen Entwicklung auf. Insofern ist es besonders begrüßenswert, dass im Rahmen 
des Kita-Chancen-Jahres auch der antragsfreie Willkommensgutschein zum 3. Geburtstag eingeführt 
wird. 

Auch die mit dem Stichwort Kita-Chancenjahr verbundenen Bemühungen, allen Kindern mit 
Sprachförderbedarf in den 1,5 Jahren vor der Einschulung eine verbindliche Förderung 
zugutekommen zu lassen, sieht der LJHA als befürwortenswert an.  

 

Umstellung der Zuschlagsfinanzierung 

Die Umstellung der Grundlagen für die Finanzierung zusätzlicher Personalressourcen durch den 
sogenannten Zuschlag für Kinder der nichtdeutschen Herkunftssprache (ndH) bzw. dem Wohnsitz in 
einem sozialen Brennpunkt (QM/MSS) hin zu einem neuen Zuschlag, der die sozial- ökonomische 
Situation der Familie einbeziehen soll, bewertet der LJHA als grundsätzlich richtig. Denn er entspricht 
dem politischen Willen Bildungsgerechtigkeit zu erhöhen, in dem über eine zusätzliche 
Personalressource die mögliche Bildungsbenachteiligung von Kindern aus sozial-ökonomisch 
schwächer gestellten Familien minimiert werden soll. Die Gesetzesänderung folgt auch dem Befund 
mehrerer wissenschaftlicher Studien, dass sich der sozial- ökonomische Status der Familie 
entscheidend auf den späteren Bildungserfolg des Kindes einwirkt. 

Jedoch fordert der LJHA das Land Berlin im Zusammenhang der Gesetzesänderung auf, die Frage des 
Nachweises sowie den Einführungszeitpunkt für die Umstellung noch einmal zu prüfen, um zu 
praktikableren Lösungen zu kommen. Die vorgesehene Festlegung auf den berlinpass-BuT als 
einzigem gültigen Nachweis des familiären ökonomischen Status birgt absehbar Probleme in sich. Für 
die Nachweiserbringung müssen auch andere Bescheide, Wohngeldbescheid o.ä.  akzeptiert werden 
können, um zügiger den Bedarf in der Kindertagesstätte auszumachen und entsprechend die 
Finanzierung einzuplanen. Auch sind insbesondere Kinder in der Jugendhilfe zu beachten. Für die 
Träger der Kindertagesstätten ist es zwingend, dass eine zügige Finanzierung erfolgt, damit 
Planungssicherheit besteht, um die Personalressourcen vorzuhalten. Es sei auch mit zu bedenken, 
dass die pünktliche Ausfertigung des berlinpass-BuT weder von der Familie noch von der Kita 
gewährleistet oder beschleunigt werden kann. So dass unter Umständen längere finanzielle Lücken 
entstehen, die unbedingt zu vermeiden sind. 

Aufgrund des geringen zeitlichen Vorlaufs und weil die Umstellung der Zuschlagsgrundlagen im 
konkreten Einzelfall zu spürbaren personellen Änderungen führen kann, wäre aus Sicht des LJHA eine 
verzögerte Umstellung begrüßenswert. 



Der LJHA fordert das Land Berlin auf, die Situation der bilingual bzw. mehrsprachig arbeitenden Kitas 
im Zuge der Umstellung zu bedenken. Die durchgehende Mehrsprachigkeit im gesamten Kita-Alltag 
erfordert einen personellen Mehraufwand, der derzeit über den ndH-Zuschlag refinanziert wird. 
Sollte dieser Zuschlag zukünftig ersatzlos wegfallen, so droht ein mögliches Aus für diese Angebote, 
die für viele Familien der internationalen Stadt Berlin essenziell sind. 

Mitbestimmung der Eltern 

Die Änderung des KitaFöG sollte als Chance begriffen werden, auch die Rolle von Eltern und 
Elternarbeit zu stärken. 

Anmerkung:  

Der LJHA bezieht sich mit diesen Positionen auf drei der Änderungsvorhaben in der 
Gesetzesänderung. Mit diesen hatte sich der Unterausschuss „Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen“ in verschiedenen vorangehenden Sitzungen näher befasst. Zu weiteren 
Änderungspunkten, die mit der Gesetzesänderung vorgesehen sind, wird in den einzelnen 
verbandlichen Stellungnahmen Bezug genommen.   

 

Dafür: 11 / Dagegen: 1 / Enthaltung: 1 


